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TOP 5a:

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Schienengüterfernverkehrs-
netzförderungsgesetzes (SGFFG-Änderungsgesetz) 
- Antrag des Landes Niedersachsen -

Drucksache: 643/17

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Mit dem zum 13. August 2013 in Kraft getretenen Gesetz zur Förderung der 
Schienenwege der öffentlichen nicht bundeseigenen Eisenbahnen für den 
Schienengüterfernverkehr (Schienengüterfernverkehrsnetzförderungsgesetz - SGFFG) 
wurde erstmals die Möglichkeit eröffnet, Bestandsnetzinvestitionen in die 
Infrastrukturen der nichtbundeseigenen Eisenbahnen (NE) durch den Bund zu fördern. 
Der Gesetzgeber hat die Förderung auf den Ersatz vorhandener Anlagen begrenzt und 
eine Förderquote von 50 Prozent festgelegt. Die Planungskosten können ebenfalls zur 
Hälfte gefördert werden. Dabei werden Planungskosten jedoch nur bis zu einer 
Obergrenze von höchstens 13 Prozent der Baukosten anerkannt. 

Ausweislich der Gesetzesbegründung zum SGFFG ist es Zweck der Bundesförderung 
der NE-Infrastrukturen, die Eisenbahn als besonders umweltfreundliches 
Verkehrsmittel in die Lage zu versetzen, eine führende Rolle bei der Bewältigung der 
ständig wachsenden Nachfrage nach Güterfernverkehrsleistungen zu übernehmen. 
Dazu muss auch die Verfügbarkeit und die Zuverlässigkeit des Verkehrsträgers erhöht 
werden, was auch nach Auffassung des Bundes nicht ohne eine Stärkung der NE-
Eisenbahninfrastrukturunternehmen möglich ist. So sollen durch die Förderung von 
Bestandsnetzinvestitionen der NE-Eisenbahninfrastrukturen Redundanzen und 
zusätzliche Kapazitäten für den Schienengüterfernverkehr geschaffen und der 
Verkehrsnutzen der Schieneninfrastruktur der Eisenbahnen des Bundes verstärkt 
werden. Die Förderung dieser Investitionen in die öffentlichen NE-Schienenwege wird 
insoweit auch als ein weiterer Beitrag des Bundes dafür gesehen, die Verlagerung von 
Güterfernverkehrsleistungen von der Straße auf die umweltfreundliche Schiene zu 
ermöglichen. 

Die beschriebenen Ziele können nach Auffassung des antragstellenden Landes jedoch 
mit den derzeit im SGFFG vorgegebenen Förderbedingungen insbesondere in Bezug 
auf den Förderzweck (nur Ersatz vorhandener Anlagen), die Förderquote, die 
zuwendungsfähigen Ausgaben und das Förderverfahren nicht vollständig erreicht 
werden. Dies belegten die bisherigen Erfahrungen mit der SGFFG-Förderung in der 
Praxis. Im Hinblick auf die Bedeutung der NE-Infrastrukturen für die Erschließung der 
Regionen in der Fläche durch die Schiene und als örtliche Zugangsstellen für die 
"erste oder letzte Meile" sowie die von ihnen ausgehenden Auslastungseffekte des



Erläuterung, 961. BR, 03.11.17 - 5a (a) -

übergeordneten Netzes der DB AG sollen die erkannten Optimierungspotenziale durch 
eine Veränderung der Fördergrundlagen deshalb besser ausgeschöpft werden. Um 
einen optimalen Beitrag zur Stärkung des Schienengüterverkehrs zu leisten und die 
mit dem Gesetz beabsichtigten Effekte auch vollumfänglich erreichen zu können, 
müsse daher das SGFFG als gesetzliche Grundlage der Bundesförderung entsprechend 
geändert werden.

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Verkehrsausschuss empfiehlt, den Aus- und Neubau dem 
Ersatzbau gleichzustellen. Aus Gründen der Rechtssicherheit soll das Gesetz 
dementsprechend ergebnisoffen formuliert werden. 

Des Weiteren sollen Schienenwege in Serviceeinrichtungen in die Förderung 
von Aus- und Neubaumaßnahmen ausdrücklich einbezogen werden. 

Zudem soll eine Übergangsregelung für das Haushaltsjahr 2018 vorgesehen 
werden.

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit empfiehlt 
unveränderte Einbringung.

Nähere Einzelheiten sind aus BR-Drucksache 643/1/17 ersichtlich.


